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1. Steuererklärungsfristen für 2022 und für
2023

Steuererklärungen, wie insbesondere die Einkom-
mensteuererklärung und bei Unternehmen die Um-
satz-, Gewerbe- und ggf. Körperschaftsteuer oder
bei Personengesellschaften die Feststellungs- und
Gewerbesteuererklärung sind grds. sieben Monate
nach Ablauf des Kalenderjahres beim Finanzamt ein-
zureichen. Verlängerte Fristen gelten bei Stpfl., die
den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach
einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschafts-
jahr ermitteln. Sofern allerdings für die Fertigung der
Steuererklärungen ein Steuerberater oder anderer
zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen
Befugter beauftragt wird, verlängert sich die Frist auf
14 (bzw. bei überwiegend Einkünften aus Land- und
Forstwirtschaft: 19) Monate.

Diese Erklärungsfristen sind aktuell noch verlängert,
was im Zuge der Corona-Pandemie beschlossen
wurde. Aktuell gelten folgende Erklärungsfristen:

steuerlich nicht
beratene Stpfl.

wenn die
Fertigung
der Erklärung
durch einen
Steuerberater
o.Ä. erfolgt

Besteuerungszeit-
raum 2022

2.10.2023 31.7.2024

Besteuerungszeit-
raum 2023

2.9.2024 2.6.2025

Hinweis:
Das Finanzamt kann in Fällen, in denen Steuer- und Fest-
stellungserklärungen durch Angehörige der steuerberaten-
den Berufe erstellt werden, eine vorzeitige Abgabe der
Steuer- und Feststellungserklärung für das Jahr 2022 unter
bestimmten Bedingungen bereits zum 29.2.2024 anfordern
(sog. Vorabanforderung).

Handlungsempfehlung:
Werden die Erklärungsfristen überschritten, so kann ein
Verspätungszuschlag festgesetzt werden. Sofern Steuerer-
klärungen nicht innerhalb der gesetzlichen Frist abgegeben

werden und die Steuerfestsetzung zu einer Nachzahlung
führt, ist nach der gesetzlichen Anordnung ein Verspä-
tungszuschlag regelmäßig zwingend festzusetzen.

Selbstverständlich ist auch eine frühere Abgabe möglich.
Dies kann sich insbesondere anbieten, wenn mit einer
Steuererstattung zu rechnen ist. In diesen Fällen kann
auch eine (nachträgliche) Herabsetzung von Vorauszah-
lungen geprüft werden.

2. Erdgas-/Wärme-Soforthilfe Dezember
2022: Besteuerung nachträglich
aufgehoben

Die im Dezember 2022 gewährte Soforthilfe für Erd-
gas-/Fernwärmekunden sollte ursprünglich – unter
Berücksichtigung von Freigrenzen – der Besteuerung
unterliegen. Diese Regeln zur steuerlichen Erfassung
der Erdgas-/Wärme-Soforthilfe Dezember 2022 wur-
den nun rückwirkend aufgehoben, so dass keine
steuerliche Erfassung erfolgt.

Hinweis:
Im Bereich der Vermietungseinkünfte mindert diese Sofort-
hilfe die abzugsfähigen Werbungskosten für den Erdgas-/
Wärmebezug. Wenn diese Hilfe an die Mieter weitergege-
ben wird, mindern sich entsprechend die als Einnahmen zu
erfassenden Nebenkosten. Insofern kann auf die tatsäch-
lichen Zahlungen abgestellt werden.

3. Anschaffung einer Photovoltaikanlage mit
Stromspeicher kann insgesamt von der
Umsatzsteuer ausgenommen sein

Die Lieferung und Montage bestimmter Photovol-
taikanlagen wird nicht mit Umsatzsteuer belastet
(technisch: umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz). Die
FinVerw hat nun mit Schreiben vom 30.11.2023
(Az. III C 2 – S 7220/22/10002 :013) hierzu klarge-
stellt, dass bei gleichzeitiger Anschaffung einer
Photovoltaikanlage und eines Stromspeichers in
einem einheitlichen (Werk-)Vertrag unter den sons-
tigen Voraussetzungen auf die Gesamtanlage der
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Nullsteuersatz anzuwenden ist, so dass es auch
bzgl. der Anschaffung des Stromspeichers nicht
zu einer Belastung mit Umsatzsteuer kommt.

Auch erweitert die FinVerw den Anwendungsbereich
des Nullsteuersatzes grds. auf alle Zählerschranker-
weiterungen oder -erneuerungen im Zusammenhang
mit der Installation einer Photovoltaikanlage. Neben
der Aufgabe des Erfordernisses der technischen Not-
wendigkeit bzw. Anforderung des Netzbetreibers
wird damit auch im Rahmen der Errichtung der An-
lage die isolierte Zählerschrankerweiterung durch
einen anderen Unternehmer als den Anlagenlieferant
als begünstigt behandelt.

Nicht vollständig unter den Nullsteuersatz fällt dage-
gen die Lieferung von sog. Solar-Carports und Solar-
Terrassenüberdachungen. In diesem Fall ist das Ent-
gelt aufzuteilen: Die Solarpaneele (mit Halterung), die
wesentlichen Komponenten sowie die hierfür erfor-
derlichen Nebenleistungen zur Lieferung der Photo-
voltaikanlage sind mit 0 % Umsatzsteuer zu be-
steuern, nicht aber die primäre Unterkonstruktion.

Hinweis:

Die Anwendung des umsatzsteuerlichen Nullsteuersatzes
wird von der FinVerw sehr großzügig gehandhabt.

4. Steuerbefreiung für Job-Tickets gilt auch
für bestimmte freigegebene IC/ICE-
Verbindungen

Ausdrücklich steuerfrei gestellt sind Barzuschüsse
oder Sachbezüge des Arbeitgebers für sog. Job-
Tickets, also für Bus und/oder Bahn zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten zu
einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet oder zu einem
vom Arbeitgeber festgelegten Sammelpunkt. Dassel-
be gilt für die Privatnutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel im Personennahverkehr.

Zur Abgrenzung des „Personennahverkehrs“ in die-
sem Sinne hat die FinVerw. nun geregelt, dass dies
auch solche Verbindungen mit Fernverkehrszügen
umfasst, die für eine Fahrtberechtigung für den
öffentlichen Personennahverkehr freigegeben sind.
Hierunter fällt insbesondere die Freigabe des
Deutschlandtickets für bestimmte IC/ICE-Verbin-
dungen.

Handlungsempfehlung:

Die Möglichkeit, steuerfreie Zuschüsse zu einem Job-
Ticket zu geben, wird vielfach von Arbeitgebern als Mög-
lichkeit der Mitarbeiterbindung gesehen. Insoweit sollten
die steuerlichen Möglichkeiten genutzt werden, wobei
stets die gesetzlichen Rahmenbedingungen beachtet wer-
den müssen, insbesondere müssen die Zuschüsse des Ar-
beitgebers zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gewährt werden. Die gewährten Vorteile werden dem
Arbeitnehmer auf die Entfernungspauschale angerechnet.
Im Lohnkonto sind diese Zuschüsse aufzuzeichnen und
diese sind in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung
dem Finanzamt zu übermitteln.

5. Zahlungen des Arbeitnehmers für einen
vom Arbeitgeber angemieteten Parkplatz
mindern den 1 %-Wert

Nach der Entscheidung des FG Köln vom 20.4.2023
(Az. 1 K 1234/22) mindern die von Arbeitnehmern ge-
zahlten Entgelte für einen vom Arbeitgeber am Be-
triebssitz angemieteten Parkplatz den geldwerten
Vorteil aus der Nutzungsüberlassung eines betriebli-
chen Kraftfahrzeugs.

Die Stpfl. ermöglichte ihren Beschäftigten, an oder in
der Nähe der Arbeitsstätte einen Parkplatz für mo-
natlich 30 € anzumieten. Einem Teil der Beschäftig-
ten standen Firmenwagen auch zur privaten Nutzung
zur Verfügung. Die Stpfl. berechnete den geldwerten
Vorteil der Privatnutzung des Firmenwagens unter
Anwendung der sog. 1 %-Regelung und zog die
von den Beschäftigten an sie gezahlte Stellplatzmiete
ab. Das Finanzamt wollte diese Minderung des geld-
werten Vorteils nicht akzeptieren.

Das FG bestätigte jedoch die Auffassung der Stpfl.
Zahle der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber für die
außerdienstliche Nutzung eines betrieblichen Kfz ein
Nutzungsentgelt, mindere dies den geldwerten Vor-
teil aus der Nutzungsüberlassung. Bei dessen Be-
messung nach der 1 %-Regelung sei der Gesetzge-
ber davon ausgegangen, dass der Arbeitgeber dem
Arbeitnehmer einen Vorteil als Arbeitslohn dadurch
zuwendet, dass er ihm ein Kfz zur Privatnutzung zur
Verfügung stellt und alle mit dem Kfz verbundenen
Kosten trägt. Zu diesen Kosten zählen solche Kos-
ten, die unmittelbar dem Halten und dem Betrieb
des Fahrzeugs zu dienen bestimmt sind und im Zu-
sammenhang mit seiner Nutzung zwangsläufig anfal-
len. Hierunter fallen neben den von der Fahrleistung
abhängigen Aufwendungen für Treib- und Schmier-
stoffe auch die regelmäßig wiederkehrenden festen
Kosten, etwa für Haftpflichtversicherung, Kraftfahr-
zeugsteuer, Absetzungen für Abnutzung und Gara-
genmiete. Hinsichtlich der von der Stpfl. selbst ge-
zahlten Miete für den Stellplatz fehle es somit an
einer Bereicherung der Arbeitnehmer und damit an
einer Grundvoraussetzung für das Vorliegen von Ar-
beitslohn. Die Stellplatzmiete mindert bereits auf der
Einnahmeseite den Vorteil aus der Firmenwagen-
überlassung.

Hinweis:

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das Finanzamt hat
gegen das Urteil Revision eingelegt, die unter dem Az. VI
R 7/23 beim BFH anhängig ist. Gegebenenfalls kann die
Minderung des Nutzungsvorteils vom Arbeitnehmer im
Rahmen seiner Einkommensteuererklärung geltend ge-
macht werden.

6. Geändertes Gesellschaftsrecht führt nicht
zu steuerlichen Änderungen

Zum 1.1.2024 sind für Personengesellschaften – und
insbesondere für Gesellschaften bürgerlichen
Rechts – mit dem Personengesellschaftsmodernisie-
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rungsgesetz (MoPeG) umfangreiche gesellschafts-
rechtliche Änderungen in Kraft getreten. Der Gesetz-
geber hat aber klargestellt, dass dies nicht zu Ände-
rungen bei der steuerlichen Behandlung von Perso-
nengesellschaften führt. Insbesondere verbleibt es
bei der transparenten Besteuerung von Personenge-
sellschaften, d.h. deren Ergebnisse werden bei der
Einkommen- und Körperschaftsteuer erst auf Ebene
der Gesellschafter steuerlich erfasst.

Ebenso bleibt es zumindest zeitlich befristet für die
Jahre 2024 bis 2026 dabei, dass Grundstücke ohne
Belastung mit Grunderwerbsteuer vom Gesellschaf-
ter auf die Personengesellschaft und umgekehrt
übertragen werden können, jedenfalls in dem
Umfang, in dem der Gesellschafter an der Personen-
gesellschaft beteiligt ist. Durch Anwendung einschlä-
giger grunderwerbsteuerlicher Befreiungstatbe-
stände können damit weiterhin Grundstücke im
Wege der vorweggenommenen Erbfolge auf eine
durch Kinder gebildete Grundstücksgesellschaft
übertragen werden, ohne dass dies mit Grunder-
werbsteuer belastet ist. Insoweit sind dann allerdings
die Behaltefristen zu beachten.

Handlungsempfehlung:
Gesellschaftsrechtlich ist zu beachten, dass ab 2024 in öf-
fentlichen Registern, wie dem Grundbuch oder dem Han-
delsregister, zu Gunsten von GbRs nur noch dann Rechte
eingetragen werden können, wenn die GbR ihrerseits im
neuen Gesellschaftsregister eingetragen ist. Ist aktuell
eine GbR bereits im Grundbuch (oder z.B. Handelsregister)
eingetragen, so gilt zwar ein Bestandsschutz, jedoch wer-
den diesbezügliche Änderungen nur dann eingetragen,
wenn die GbR selbst im Gesellschaftsregister eingetragen
ist. Insbesondere für die in der Praxis weit verbreitete Im-
mobilien-GbR wird eine Eintragung im Gesellschaftsregis-
ter also zwingend erforderlich sein.

Als eingetragene Gesellschaft ist die eGbR allerdings zur
Meldung ihrer wirtschaftlich Berechtigten zum Transpa-
renzregister verpflichtet. Gegebenenfalls sind damit über
das Transparenzregister Beteiligungsverhältnisse offenzu-
legen, die bisher nicht publik sind.

7. Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern an
den Arbeitnehmer

Die Überlassung von Fahrrädern an Arbeitnehmer,
insbesondere über Leasing, ist ein in der Praxis
beliebtes Mittel zur Steigerung der Attraktivität als
Arbeitgeber und zur Mitarbeiterbindung. Der Vorteil
des Arbeitnehmers aus der Möglichkeit, das (Elek-
tro-)Fahrrad auch privat und für die Wege zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nutzen
zu können, unterliegt grds. der Lohnsteuer. Steuer-
lich werden diese Fälle aber in zweierlei Weise ge-
fördert:

Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils bei be-
stimmten (Elektro-)Fahrrädern und einer Gewäh-
rung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn oder ansonsten
deutlich vergünstigte Ermittlung des geldwerten
Vorteils nach der „1 %-Methode“.

Die Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils ist an
folgende Voraussetzungen geknüpft:

Begünstigt sind ausschließlich Leistungen des
Arbeitgebers an den Arbeitnehmer. Dies gilt
auch für geringfügig Beschäftigte und Gesell-
schafter-Geschäftsführer. Begünstigt sind auch
steuerrechtlich anzuerkennende Ehegatten-Ar-
beitsverhältnisse bzw. Arbeitsverhältnisse mit
Lebenspartnern.

Erfasst sind Fahrräder und E-Bikes, die verkehrs-
rechtlich nicht als Kfz einzuordnen sind, z.B. Elek-
trofahrräder, deren Motor keine Geschwindigkei-
ten über 25 km/h unterstützt bzw. solche ohne
Kennzeichen- und Versicherungspflicht. Nicht er-
fasst sind Elektrofahrräder, deren Motor mehr als
25 km/h unterstützt, z.B. sog. S-Pedelecs und
auch E-Scooter auf Grund der Kennzeichenpflicht
und zusammenklappbare Elektroroller.

Die Überlassung an den Arbeitnehmer kann auch
im Rahmen eines Leasingmodells erfolgen.

Die Überlassung des (Elektro-)Fahrrads muss zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
erfolgen.

Rechtsfolge ist, dass der geldwerte Vorteil steuer-
frei gestellt wird, also bei der Lohnsteuer nicht er-
fasst wird.

Hinsichtlich der vergünstigten Ermittlung des geld-
werten Vorteils nach der „1 %-Methode“ gilt:

Kommt die vorgenannte Steuerbefreiung nicht zur
Anwendung, so ist der geldwerte Vorteil aus der
Fahrradgestellung auch zur Nutzung für private
Fahrten und für Fahrten zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte der Lohnsteuer zu unter-
werfen.

Der geldwerte Vorteil ist wie bei Firmenwagen
auch nach der sog. 1 %-Methode zu ermitteln, al-
so grds. mit 1 % der auf volle 100 € abgerundeten
unverbindlichen Preisempfehlung des Herstellers,
Importeurs oder Großhändlers im Zeitpunkt der
Inbetriebnahme des Fahrrads einschließlich der
Umsatzsteuer anzusetzen. Die Preisempfehlung
des Herstellers als Ausgangsgröße der Berech-
nung ist allerdings lediglich anzusetzen bei erst-
maliger Überlassung

im Kalenderjahr 2019 mit dem halben Wert
bzw.
in den Kalenderjahren 2020 bis 2030 mit
1/4 des Ausgangswertes.

Maßgebend ist der Beginn der Nutzungsüberlas-
sung an den Arbeitnehmer. In diesen Fällen
kommt es nicht auf den Zeitpunkt an, zu dem der
Arbeitgeber dieses Fahrrad angeschafft, herge-
stellt oder geleast hat.

Ist ein Elektrofahrrad verkehrsrechtlich als Kraft-
fahrzeug einzuordnen (z.B. gelten Elektrofahr-
räder, deren Motor auch Geschwindigkeiten über
25 km/h unterstützt, als Kraftfahrzeuge), ist für
die Bewertung des geldwerten Vorteils nach der
ungemilderten 1 %-Regel anzusetzen.
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Hinweis:

Bei beiden steuerlichen Vergünstigungen gilt:

Die Regelungen sind auch auf die Überlassung mehrerer
(Elektro-)Fahrräder an einen Arbeitnehmer anzuwenden.

Die Regelungen erfassen auch fahrradtypisches Zubehör.
Fahrradtypisches Zubehör sind alle unselbständigen Ein-
bauten (fest am Fahrradrahmen oder anderen Fahrradteilen
verbaute Zubehörteile).

Beispiele für begünstigtes Zubehör: Fest am Rahmen
des Fahrrads oder anderen Fahrradteilen verbaute
Zubehörteile wie z.B. Fahrradständer, Gepäckträger,
Schutzbleche, Klingel, Rückspiegel, Schlösser, Naviga-
tionsgeräte, andere angebaute Träger oder modellspe-
zifische Halterungen.

Beispiele für nicht begünstigtes Zubehör: Fahreraus-
rüstung (Helm, Handschuhe, Kleidung o.Ä.), in modell-
spezifische Halterungen einsetzbare Geräte (z.B.
Smartphone, mobiles Navigationsgerät) oder Gegen-
stände (z.B. Fahrradanhänger, Lenker-, Rahmen- oder
Satteltaschen oder Fahrradkorb).

8. Unterkunftskosten bei einer doppelten
Haushaltsführung im Ausland

Der BFH stellt mit Urteil vom 9.8.2023 (Az. VI R
20/21) entgegen der Ansicht der FinVerw klar, dass
bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland
im Einzelfall zu prüfen ist, welche Unterkunftskos-
ten notwendig sind. Bei einer beamtenrechtlich zu-
gewiesenen Dienstwohnung sind die Unterkunfts-
kosten am ausländischen Beschäftigungsort stets
in tatsächlicher Höhe als Werbungskosten im Rah-
men einer doppelten Haushaltsführung abzugsfä-
hig.

Nach dem Gesetzeswortlaut sind lediglich notwen-
dige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer
wegen einer beruflich veranlassten doppelten
Haushaltsführung entstehen, als Werbungskosten
abzugsfähig. Lediglich für Inlandssachverhalte wird
hier pauschalierend ein Höchstbetrag in Höhe von
1 000 € im Monat zugelassen. Für einen doppelten
Haushalt im Ausland sind die notwendigen Unter-
kunftskosten mangels anderweitiger gesetzlicher
Vorgaben auf das nach objektiven Maßstäben zur
Zweckverfolgung Erforderliche begrenzt. Eine Typi-
sierung dahingehend, dass Unterkunftskosten, die
den Durchschnittsmietzins einer 60 qm-Wohnung
am Beschäftigungsort nicht überschreiten, notwen-
dig in diesem Sinne sind, kommt für Auslandssach-
verhalte und damit im Streitfall aber nicht in Be-
tracht. Somit erfolgt keine Anwendung der vom
BFH für den bis zum Jahr 2013 geltenden Rechts-
stand aufgestellten Grundsätze für Inlands-
sachverhalte.

Handlungsempfehlung:

Werbungskosten bei doppelter Haushaltsführung spielen
in der Praxis materiell eine wichtige Rolle. Die enge Aus-
legung der FinVerw ist in einigen Punkten umstritten, so
dass die Ermittlung der Werbungskosten und deren Ansatz
durch die FinVerw sorgfältig zu prüfen ist.

9. Hohe Anforderungen bei Einsatz eines
Fahrtenbuchprogramms

Wird der geldwerte Vorteil aus der Möglichkeit der
Privatnutzung eines Firmenwagens nicht nach der
1 %-Methode als Regelmethode, sondern nach der
Fahrtenbuchmethode ermittelt, so werden insoweit
hohe Anforderungen an die steuerliche Anerkennung
eines solchen Fahrtenbuches gestellt. Das FG Düs-
seldorf bestätigt mit Entscheidung vom 24.11.2023
(Az. 3 K 1887/22 H (L)) die hohen formalen Anforde-
rungen an ein steuerliches Fahrtenbuch und hat ent-
schieden, dass

mit einem Fahrtenbuchprogramm, bei dem nach-
trägliche Veränderungen an bereits eingetragenen
Daten nicht aus dem Fahrtenbuch selbst, sondern
nur aus in gesonderten Dateien gespeicherten Än-
derungsprotokollen ersichtlich sind, sich kein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch erstellen lässt. Eine
derartige Software ist bereits ihrer Art nach un-
tauglich.

ein Fahrtenbuch nicht zeitnah geführt wird, wenn
die Eintragungen nur ein- bis zweimal pro Monat
vorgenommen werden.

Im Streitfall ermittelte ein angestellter Geschäftsfüh-
rer den geldwerten Vorteil aus der Firmenwagenge-
stellung mittels der Fahrtenbuchmethode. Die Fahr-
tenbücher wurden mit der Software „Fahrtenbuch
Express“ erstellt. Das verwendete Fahrtenbuchpro-
gramm erlaubt es, vorgenommene Eintragungen bis
zur abschließenden Festschreibung eines Monats
zu verändern. Änderungen an den Eintragungen
wurden nicht im Fahrtenbuch selbst, sondern in ge-
sonderten Änderungsprotokollen vermerkt.

Hinsichtlich der formalen Anforderungen bestätigt
das Gericht, dass ein mit Hilfe eines Computer-
programms erzeugtes Fahrtenbuch eine äußere
geschlossene Form nur dann aufweist, wenn nach-
trägliche Veränderungen an den zu einem früheren
Zeitpunkt eingegebenen Daten nach der Funktions-
weise des verwendeten Programms technisch aus-
geschlossen sind oder in ihrer Reichweite in der Da-
tei selbst dokumentiert oder offengelegt werden und
bereits bei gewöhnlicher Einsichtnahme in das elek-
tronische Fahrtenbuch erkennbar sind.

Eine zeitnahe Führung liegt vor, wenn der Nutzer des
Fahrzeugs die Eintragungen im Anschluss an die be-
treffenden Fahrten vornimmt. Dies war vorliegend
nicht gegeben, denn die Eintragungen in das elektro-
nische Fahrtenbuch wurden gebündelt – üblicherwei-
se nach jedem Tankvorgang – vorgenommen und die
Fahrten wurden in der Zwischenzeit lediglich auf No-
tizzetteln festgehalten, welche noch nicht einmal auf-
bewahrt wurden.

Handlungsempfehlung:
Dieses Urteil bestätigt erneut die hohen formalen Anforde-
rungen an ein mit einem EDV-Programm geführtes Fahr-
tenbuch. Selbst bei formaler Ordnungsmäßigkeit muss ei-
ne zeitnahe Führung des Fahrtenbuches sichergestellt
sein. Insoweit sollte für den konkreten Fall geprüft werden,
ob diese hohen Anforderungen in der Praxis tatsächlich er-
füllt werden können.
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